
Nochmals zu „Stadt in der Krise"

Eckart Güldenberg, Reinhard Preis

Soziale Segregation und
kommunale Aufwertungsstrategien
am Beispiel Hannovers

Nahezu alle bundesdeutschen Groß-
städte beklagen seit einigen Jahren laut-
stark die „Stadtflucht", die neben der
„Erosion des geistigen und gesellschaft-
lichen Führungspotentials in den Städ-
ten"! ihre Funktion als „Kristallisa-
tionspunkte der Gesellschaft und Motor
des zivilisatorischen Fortschritts"2 be-
droht. Gleichzeitig werden im inner-
städtischen Bereich „gefährdete Gebie-
te" ausgemacht, die angeblich zu Slums
herabzusinken drohen, weil eine selb-
ständige Regeneration nicht zum Tra-
gen kommet. Gegenwärtig wollen die
Großstädte dem drohenden „Qualitäts-
verlust durch anhaltenden Bevölke-
rungsrückgang"'* durch breit propagier-
te Einfamilienhausprogramme, Moder-
nisierung von Teilen des Altbaubestan-
des u.a. entgegenwirken, um damit
scheinbar neuartige Probleme zu lösen.

Doch soziale Segregation und Stadt-
randverdrängung sind keine neuen Er-
scheinungen der Stadtentwicklung; sie
sind die räumliche Ausprägung der in
den städtischen Strukturen angelegten
ökonomischen und sozialen Widersprü-
che. In ihnen kommt nicht nur die
formelle Verselbständigung und räum-
liche Trennung städtischer Funktionen
zum Ausdruck, sondern auch die Unter-
ordnung von Reproduktionsbedürfnis-
sen unter die Entwicklungszwänge der
Produktions- und Dienstleistungsfunk-
tionen.

Gegenwärtig vollzieht sich ein kri-
senhafter Strukturwandel der Wirt-
schaft zugunsten der Konzentration auf
eine technologisch hochwertige, mit ho-
hem Forschungs- und Entwicklungsauf-
wand verbundene Produktion. Mit der
zunehmenden Rationalisierung und In-
tensivierung der Produktion konzentriert
sich diese auf ein immer geringeres und
höher qualifizierteres Arbeitskräftepo-
tential, während gleichzeitig eine Ten-
denz zur Dequalifikation zu beobachten
ist, die zunehmend im Ausland realisiert
wird.

Die zunehmende Abhängigkeit der
materiellen Produktion von nicht unmit-
telbar produktiven „tertiären" Leistun-
gen, insbesondere soweit sie Träger
technischer und institutioneller Innova-
tion sind, erhöht den interkommunalen
Konkurrenzkampf der großen Zentren
untereinander sowie zwischen Kern-
städten und Umlandgemeinden um die
qualifizierten Arbeitskräfte und -platze
und bestimmt zunehmend die kommu-
nalen Endziele. Zugleich wird die Be-
friedigung der Reproduktionsbedürfnis-
se breiter Bevölkerungsschichten, vor

allem der aus dem Arbeitsprozeß ausge-
stoßenen bzw. strukturell unterbeschäf-
tigten, erschwert.

Diese gegenläufige Entwicklung eska-
liert im Bereich der Wohnungsversorgung
zum offenen Widerspruch:

Einerseits wird das Angebot für die hö-
heren Einkommensschichten durch Einfa-
milienhausprogramme und aufwertende
Umstrukturierungen im Wohnungsbestand
ständig ausgedehnt, andererseits engt sich
der Wohnungsmarkt für breite Bevölke-
rungsschichten durch Fortfall des Massen-
wohnungsbaus und relativ wie auch abso-
lut durch eingeschränkte.Mietzahlungs-
fähigkeit weiter ein.

In Abhängigkeit der krisenhaften Wirt-
schaftsentwicklung engt sich auch der
kommunale Handlungsspielraum zwischen
gegensätzlichen Wirtschafts- und Bevöl-
kerungsinteressen zu vermitteln ein; die
Konflikte, für die die kommunalen Stra-
tegien „Lösungen" entwickeln wollten,
verschärfen sich. Weit entfernt von einer
Konfliktlösung sind die aktuellen kom-
munalen Strategien — vor allem im Woh-
nungssektor — eher dazu angetan, die
sozialräumliche Stadtentwicklung im
Sinne einer forcierten sozialen Segrega-
tion zu beeinflussen. Es wird zunehmend
deutlich, wie weit die Kommunen in ih-
rer Funktion, die Optimierung der loka-
len äußeren Bedingungen der Kapitalver-
wertung und die Befridigung der Bedürf-
nisse nach verbesserter „Lebensqualität"
auszubalancieren, versagen und versagen
müssen.

Damit sind die großen Städte diejeni-
gen Orte, an denen sich die Zerstörung
der in der Nachkriegszeit aufgekomme-
nen und propagierten sozialen Illusion
einer „formierten Gesellschaft" am stärk-
sten vollzieht, einem Feld also, in dem
dieser Anspruch von der Stadtplanung
jahrelang nach dem Motto wünschens-
werter sozialer Mischung umzusetzen ver-
sucht wurde.

Dieser hier allgemein umrissene Tatbe-
stand soll im folgenden anhand der han-
noverschen Stadtentwicklung im Rahmen
unterschiedlicher Entwicklungsphasen
seit Kriegsende konkretisiert werden.

Wohnungsnot und Wiederaufbau
(1945-1960)

Wichtigster Faktor der Kapitalverwer-
tung zu Beginn der Rekonstruktionspha-
se ist auch in Hannover die massenhafte
Zuführung neuer Arbeitskräfte. Der star-
ke Einwohnerzuwachs der Stadt bedingt
durch die Rückkehr kriegsbedingt vertrie-
bener Einwohner, die Zuwanderung aus

ländlichen Räumen aufgrund steigenden
Arbeitsplatzangebotes der städtischen
Industrie, und den Zustrom von Flücht-
lingen aus den ehemaligen Ostgebieten,
wovon Hannover wegen seiner geogra-
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Abb. 1: Bevölkerungsentwicklung in Stadt und
Umland (Geb.st. 1.4.1974)

^phischen Lage besonders profitiert, be-
günstigt die Erweiterung der Produktion
hauptsächlich durch Nutzung billiger
Arbeitskraft5.

Da die Bedingungen kommunalen
Handelns durch die Aufgabe, die loka-
len Produktions- und Reproduktionsbe-
dingungen zu organisieren und zu si-
chern, bestimmt sind, verfolgt auch Han-
nover angesichts der sich extensiv erwei-
ternden Produktion während der 50er
und 60er Jahre bis zur Krise 1966/67
eine Strategie der unspezifischen Schaf-
fung allgemeiner Produktionsvorausset-
zungen:
— dem allgemeinen Ausbau produktions-

bezogener Infrastruktur entspricht die
Akzeptierung jeder Ansiedlung, selbst
ungeachtet der Gefahr einer Kfz-Mono-
struktur (VW, Conti, Varta, Tewes);

— der Ausbau der Messe dient der Selbst-
darstellung als potentieller Industrie-
standort;

— daneben gelingt es trotz des großzügi-
gen Cityausbaues kaum, größere Ver-
waltungen anzuziehen.

Der „beispielhafte" Wiederaufbau Han-
novers — vor allem der Innenstadt —
wird als „Wunder von Hannover"6 be-
kannt. Planungsziel war die optimale
Nutzung der Innenstadt für den Waren-
umschlag. 1 Die dafür projektierte viel-
fache Erweiterung des Einzugsbereiches
erforderte die radikale „Umnutzung"
der Innenstadt, die vor dem Krieg ein
zwar heruntergekommenes, aber noch
einigermaßen intaktes, mit Kleingewer-
be durchsetztes Wohngebiet war. Begün-
stigt durch die Kriegszerstörungen und
die damit verbundene temporäre Vertrei-
bung der Wohnbevölkerung konnte ein
als weitsichtige Wiederaufbauplanung
firmierender Eroberungszug der Tertiär-
unternehmen auf die zentralen Stand-
orte der Stadtmitte einsetzen.8
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Abb. 2: Einwohner- und Wohnungsentwicklung
Innenstadt Hannover

Diese Entwicklung machte bereits in den
ersten Jahren der Rekonstruktionsperiode
nicht an den Grenzen der erweiterten
City halt. Entgegen des formulierten In-
tegrationsanspruches — „Soziale Mischung
der Bewohner in natürlicher Weise"^ —
werden schon Anfang der 50er Jahre be-
sonders lagebegünstigte Quartiere umstruk-
turiert wie z.B. die innenstadtnahe Calen-
berger Neustadt.
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Abb. 3: Umstrukturierung Calenberger Neustadt

Umstrukturierungen bleiben allerdings
noch Ausnahmen; in den allermeisten Fäl-
len entwickelt sich der Wohnungsbau ne-
ben dem Wiederaufbau zerstörter Wohn-
gebiete als Auffüllung bestehender Sied-
lungszusammenhänge (Arrondierungen).

Soziale Durchmischung wird angesichts
der allgemeinen absoluten Wohnungsnot
zur ökonomischen Notwendigkeit, der
sich auch die wohnungspolitischen Maß-
nahmen in Gestalt der staatlichen Wohn-
raumbewirtschaftung zunächst unterwer-
fen.

Liberalisierung des Wohnungsmarktes
- Entstehung der ersten Großsiedlungen
(1960-1966)

Die beginnende Überlagerung der ex-
tensiven Produktionserweiterung durch
eine intensive und verstärkte Rationali-
sierungsinvestitionen bei gleichzeitiger
Heranziehung ausländischer Arbeitskräf-
te, markieren das Ausklingen der „Nach-
kriegszeit": Die BRD-Wirtschaft schwenkt
auf die normale krisenzyklische Entwick-
lung ein.

Hannover kann bereits während die-
ses Zeitraumes keine nennenswerten In-
dustriebetriebe mehr neu ansiedeln,
aber die ansässigen Betriebe expandie-
ren. Die abgeschlossene Rückkehr kriegs-
bedingt vertriebener Einwohner und das
allmähliche Versiegen des Flüchtlings-
stromes lassen die Einwohnerzahl seit
1960 sinken. Durch die in der Kernstadt
immer noch vorhandene starke Woh-
nungsnot steigen die Einwohnerzahlen
im Verflechtungsraum noch an: Die A h

Wanderung ins Umland erreicht 1965
einen maximalen Negativsaldo von
12.000 Einwohnern. 1966 vollzieht sich
die Wende vom Geburtenüberschuß zum
-defizit.

Bei weiter zunehmenden städtischen
Arbeitsplätzen steigen die Pendlerzahlen
an: schon 1959 pendeln 81.000 Arbeits-
kräfte täglich ein. Die kommunale Planung

erfaßt sie als potentielle Einwohner, die
es als Arbeitskräfte für expandierende an-
sässige und — wie die Kommune noch
hofft — für neue ansiedlungswillige Un-
ternehmen an die Stadt zu binden gilt.

1966 wird Hannover „Weißer Kreis",
wodurch sich der Wohnungsmangel und
die Segregationstendenzen verschärfen.
Die Wohnungspolitik gewinnt in der kom-
munalen Siedlungsstrategie an Bedeutung.

In dieser Phase entstehen die ersten
Großbauprojekte am Stadtrand als un-
mittelbarer Reflex auf den Wohnungs-
und Arbeitskräftemangel. Als Einfluß-
faktoren für die Planung solcher Stadt-
randsiedlungen sind
— die Markt- und Produktionsinteressen

der Bauwirtschaft und der großen
Kapital- und Wohnungsbaugesellschaf-
ten in Verbindung mit dem Entwick-
lungsstand der Bautechnologie und

— das Erfordernis großer, zusammen-
hängender Flächen zu vergleichsweise
billigen Preisen zu erstehen. Auch
die

— wohnungspolitische Zielgruppe der
„Sozialmieter" verwies solche Projek-
te an den Stadtrand, möglichst in die
Nähe der Produktionsstätten.

Die bei Projekten dieser Größenordnung
teuren Vorleistungen und die Beschaf-
fung der notwendigen Flächen erfordern
den kommunalen Eingriff; dieser Um-
stand — scheinbar erweiterte Planungs-
möglichkeiten trotz ständiger Liberali-
sierungsgesetze - die Planungseuphorie
der kommenden Jahre.

Den augenfälligsten Niederschlag fin-
den diese Bedingungen in Hannover in
dem 1964 begonnenen (und 1967 fer-
tiggestellten) Neubauprojekt „Garbsen/
Auf der Horst" (10.000 Einwohner).
Formulierte Ziele dazu waren:
1. kurzfristiger B.rj von Sozialwohnun-

gen für Hannover (85% Sozialwoh-
nungen);

2. Erschließung von Siedlungsraum im
Bereich des Industriegebietes Nord-
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hafen (damals 26.000 Arbeitsplätze^
darunter das VW-Werk Hannover) 10.

Solche Siedlungen mit überwiegend sozia-
lem Wohnungsbau laufen der Tendenz
der Liberalisierung des Wohnungsmarktes
nicht entgegen, sondern konzentrieren
die abnehmende Produktion von Sozial-
wohnungen lediglich auf wenige Gebiete.
Bei gleichzeitig ungebrochenem Eigen-
heimbau im hannoverschen Umland —
die hannoverschen Randgemeinden hatten
in den 60er Jahren den höchsten Rohbau-
zugang zu verzeichnen — und Vernach-
lässigung der innerstädtischen Altbauge-
biete hinsichtlich ihres Wohnstandards
und der Infrastrukturausstattung ver-
schärft sich die soziale Segregation.

Ökonomische Krise auf Dauer

Die Phase der zunehmenden Instabili-
tät und Krisen ist durch den Fortfall der
politischen und ökonomischen Sonder-
faktoren der wirtschaftlichen Entwick-
lung gekennzeichnet. Die zyklische Ent-
wicklung ist nach der Überproduktions-
krise von 1966/67 durch den Aufschwung
bis 1972 und seitdem durch den anhal-
tenden Abschwung gekennzeichnet.
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Abb. 5: Beschäftigtenentwicklung
Stadt Hannover

Fortzüge
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Abb. 4: Salden der Bevölkerungsentwicklung zwischen Hannover und übrigem GroBraum
1962 - 1976
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Konjunkturelle Scheinblüte — der Boom
im Wohnungsbau (1967-1972)

Der Krise von 1966/67 folgt eine Wel-
le der Rationalisierungsinvestitionen bei
nochmals extensiv expandierender Pro-
duktion (allerdings wird in Hannover der
Beschäftigtenhöchststand der 60er Jahre
schon nicht mehr ganz erreicht). Zusätz-
lich verkürzen die Konjunkturprogramme
des Bundes die Krisenauswirkungen.

In Reaktionen auf die krisenbedingte
Funktionsgefährdung der Kommune ent-
stehen allgemein die Forderungen nach
der Gemeiridefinanz- und der Gebietsre-
form. Die Krise 1966/67 hat in Hanno-
ver die Nachteile der Kfz-Monostruktur
in Form überdurchschnittlicher Arbeits-
losenzahlen und Steuerverluste spürbar
werden lassen. Die Strategie der Stadt
konzentriert sich auf eine gezielte An-
siedlung bestimmter Betriebe („Know-
How-Industries") bei speziellen Vorlei-
stungen.

Bundesweit bekannt geworden ist der
mißlungene Ansiedlungsversuch eines
IBM-Forschungs- und Entwicklungszen-
trums mit erwarteten 6.000 Beschäftig-
ten und jährlich 20 Mio. DM Gewerbe-
steuerleistung. In die gleiche Richtung
einer nachhaltigen Strukturverbesserung
der Wirtschaft zielen indirekte, arbeits-
markorientierte Maßnahmen zur Steige-
rung des Wohn- und Freizeitwertes als
Reflex auf die angebliche Nachfrage
solcher Betriebe nach qualifizierten Ar-
beitskräften und deren Bevorzugung
attraktiver Städte.11

Durch erneut ansteigenden Zustrom
ausländischer Arbeitskräfte wird die Ab-
wanderungsquote gedämpft. Dennoch
setzt sich der Einwohnerrückgang der
Stadt fort; auch der Bevölkerungsan-
stieg im übrigen Großraum Hannover
beginnt sich nun zu verlangsamen.

Die aus der Vorphase bestimmt kom-
munale Siedlungsstrategie geht zunächst
ungebrochen weiter. Unbeeindruckt von
der Krise wird weiter auf Zuwachsraten
gesetzt: Eine „zweite Generation" von
Großsiedlungen am Stadtrand, deren Pla-
nung Mitte der 60er Jahre abgeschlossen
war, sollen die wohnungspolitische Ant-
wort auf das prognostizierte Wachstum
der 70er Jahre sein. Allein die drei größ-
ten Projekte (Mühlenberg, Roderbruch
und Sahlkamp) waren auf 87.000 Einwoh-
ner konzipiert; ein weiteres (Kronsberg)
für 80.000 Einwohner war bereits im Ge-
spräch.^

Die reale Abschwächung des Einwoh-
nerzuwachses und die spekulative Über-
schätzung des Bedarfs an Eigentumswoh-
nungen wirkt sich zunächst nicht auf
diese Projekte aus, da andere Faktoren
diese Tendenz überlagern:
— zunehmende Verdrängung der Wohn-

nutzung durch Cityerweiterungen;
— Abriß von billigen Altbauwohnungen

und Ersetzung durch teurere Neubau-
wohnungen (private Sanierung);

— verstärkter Wegzug aus den überalter-
ten innenstadtnahen Wohnquartieren;

— Aufschwung des Wohnungsbaus als

mittelbare Auswirkung der Stützung
der Bauwirtschaft durch Konjunktur-
förderungsprogramme;

Abb. 6: öffentlich geförderte Sozialwohnungen
und modernisierte Altbauwohnungen

— Ausweitung des Sozialwohnungsneubaus
durch Umstellung der öffentlichen För-
derung von Darlehen auf degressiv ge-
staffelte Zinssubventionen, wobei die
Stadt Hannover allerdings die unzurei-
chenden Landeszuschüsse durch Auf-
wendungszuschüsse mit 1 öjähriger
Laufzeit ergänzt.13

Der Abschwung - erneute Wohnungsnot?
(seit 1973)

Über den zyklischen Abschwung hinaus
machen sich die seit den 60er und ver-
stärkt in den frühen 70er Jahren getätig-
ten Rationalisierungsinvestitionen in
einem rapiden Abbau der Arbeitsplätze
bemerkbar. Die Produktion wird nicht
mehr extensiv erweitert. Erstmalig sind
auch die tertiären Arbeitsplätze rückläu-
fig. Der Bevölkerungsrückgang der Stadt
vergrößert sich bedingt durch die Rück-
wanderung ausländischer Arbeitskräfte
und der überdurchschnittlich hohen Ar-
beitslosenquote. Die Bevölkerungsent-
wicklung im Großraum beginnt jetzt
insgesamt rückläufig zu werden.

Der wirtschaftliche Abschwung seit
1973 verweist die Phase „aktiver" kom-

munaler Wirtschaftsstrukturpolitik nach-
haltig in den Bereich der Illusion; die
Auswirkungen der Gemeindefinanzre-
form von 1970 konstituieren eine zu-
nehmende Abhängigkeit der Großstädte
von der Einkommensstruktur ihrer Be-
wohner. Als nächster Reflex erfolgt
daher eine Verengung der kommunalen
Entwicklungsstrategie auf bevölkerungs-
strukturelle Maßnahmen:
— Neben wohnwertorientierte Maßnah-

men im Bereich der Altbaumoderni-
sierung/Sanierung und in Form soge-
nannter Einfamilienhausprogramme
treten zunehmend

— institutionalisierte Versuche, die Iden-
tität des Bürgers mit seiner Stadt zu
vermitteln.

Die für Hannover niederschmetternde
Imagebefragung14 von 1970 war der
Auftakt für eine Reihe spektakulärer
Werbemaßnahmen wie Straßenkunst,
Altstadtfeste sowie dem B^u kultureller
und sportlicher Prestigebauten.

1973 bricht der Boom im Wohnungs-
bau zusammen.15 Besonders hart ist der
soziale Wohnungsbau betroffen:
— infolge der Baukostensteigerungen

werden weniger Wohnungen erstellt
und

— die Folgen des 2. Wohnungsbauände-
rungsgesetzes von 1965 schlagen
durch: die Umstellung der öffentli-
chen Förderung auf Zinssubventionie-
rung und die Hochzinspolitik sowie die
damit verbundenen vorprogrammierten
Mietpreissteigerungen in Größenord-
nungen bis zu 18 DM/qm Kostenmiete
bis Mitte der 80er Jahre.

Angesichts sinkender Nachfrage nach
Eigentums- und anderen teuren Wohnun-
gen kann die Kommune nicht mehr — wie
in der Aufschwungphase — das reduzierte
anlegewillige Kapital durch Vorleistungen
auf bestimmte Entwicklungsgebiete in
der Stadt orientieren: Die Massenwoh-
nungsbauprojekte am Stadtrand scheitern.

Während ein wesentliches kommunal-
politisches Ziel, die Bindung einkommens-
starker und höherqualifizierter Schichten
an die Stadt, mit diesen Projekten nicht
gelingt, versucht die Stadt das Angebot
innenstadtnahen höherwertigen Wohnens
in Citynähe zu verstärken:

Förderungskr i ter i en

Mietentuicklung

Phase I 195o-195G

ausschließlich zinslose
Darlehen

ca. 2,2a - 3,5a DM/qm
zulässige Verzinsung von
i.,5 *i ausgeschöpft

Phase I I 1961-1966

zinslose Darlehen und T e i l -
färderung durch Aufuendungs-
beihi l fen mit begrenzten
Laufzeiten und degressiver
Staffelung

ca. 3,25 - i.,o5 DM/qm

Mietsteigerungen lassen
sich teilweise nur durch
Ueitersubuentionierung der
Stadt vermeiden

Mufuendunqszuschüase der
Stadt 1rJf.o/66: 26,7 Mio.DM
Johnqeld Centsprechend Uohn-
geldgesetz H..65)
bis 1966:
ca. <4.coo Haushalte
= 2,8 Hio.DH (0 6o,-OM)

Phase I I I 1967-1976

zinslose Darlehen rückläufig
gegenüber Aufuendungsbeihil-
fen und -Zuschüssen
verstärkte staatliche Eigen-
tunsfürderung (2. Förderueg)

ca. ^.Qo - 5,DO DM/o™

Mieten nach 1.1.75 höher als
i.,5o DM infolge Betriebsko-
stensteigerung. Ab 19B3 s te i -
gende Anpassungsquoten zu er-
warten - ohne höhere Einkom-
menszuuachsraten als z.Zt .
uird die ö f f t l . Hand in gro-
ßem Haie eingreifen müssen.
AufuendunnsZuschüsse der
Stadt 1967/76: 177,5 Mio.OH
Johnqeld 1976:
21.000 Haushalte («8 ,« )
= 23,6 Mio.DM (0 9d,i.5 OH)
Durch Anpassung der Einkora-
mensgrenzen ab 1.1.78 ue i -
terea Ansteigen der Uohngeld-
empfänger

A b b . 7: Phasen im sozialen Wohnungsbau — Beispiel Hannover
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— Im Ihme-Zentrum und im
— Sanierungsgebiet Linden.
Doch auch diese Maßnahmen scheitern
mehr oder weniger: Im Ihme-Zentrum
muß ein Teil der Eigentumswohnungen
als Sozialwohnungen auf den Markt kom-
men und in Linden scheitert die forcier-
te Aufwertung des Gebietes zusätzlich
am Widerstand der Bevölkerung. Ledig-
lich an besonderen Standorten, die In-
nenstadtnähe mit Park- oder Flußland-
schaften verbinden, entstehen — von
kommunaler Planung kaum steuerbar —
„Wohnparks" mit hochwertigen Eigen-
tums- und Mietwohnungen, die auch
nachgefragt werden.

Der Konflikt eingeschränkter mate-
rieller Möglichkeiten breiter Teile der
Bevölkerung und nachlassender kommu-
naler Versorgungsleistungen findet zu-
nehmend seinen sozialräumlichen Nie-
derschlag:
— Die bisherige Absicht, neue Sied-

lungsgebiete am Stadtrand zu schaf-
fen, muß aufgegeben werden und
die Torsen der Stadtrandsiedlungen
unterliegen tendenziell einer sozia-
len Entmischung. Sowohl die unter
anderen Voraussetzungen dorthin
gezogenen einkommensstärkeren
Schichten, als auch die schwächeren
Schichten, die die Mietentwicklung
nicht mittragen können, verlassen
diese Quartiere wieder.

— Die aktuelle kommunale Wohnungs-
politik beschränkt sich jetzt — in An-
lehnung an die Förderstrategie von
Bund und Land — auf die Auswei-
sung neuer Einfamilienhausgebiete
innerhalb der Stadtgrenzen und Mo-
dernisierung in bestimmten Altbau-
gebieten, da die Kommune weniger
denn je in der Lage ist, die Wohnung
als soziale Dienstleistung zu etablieren.
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Abb. 8: Einwohnerentwicklung der Neubaupro-
jekte (2. Generation)

Die Großstädte in der Klemme zwischen
Wachstumserfordernissen und Versor-
gu ngsansprüchen

Eine veränderte Abhängigkeitsstruktur
kommunaler Entwicklung gefährdet die
Doppelfunktion der Großstädte als Raum
für die Reproduktion der Arbeitskräfte
und die Erfordernisse einer sich krisen-
haft umstrukturierenden Produktion. Die
Umstrukturierung der Wirtschaft in Rich-
tung einer zunehmenden Beschränkung
auf technologisch hochwertige Produktion
begründet nicht nur eine zunehmende
Tendenz zur Konzentration auf die
Großstädte, sondern erhöht auch die An-
forderungen an deren Funktionsfähigkeit.
Wirtschaft und Politik verweisen auf:
— die spezifische Funktion der Verdich-

tungsräume als „Stätten geistiger

Dichte, kultureller Zentren von großer
Ausstrahlungs- und Assimilationskraft,
Austauschorte neuer bahnbrechender
und impulsgebender Gedanken", kurz
als „lnnovationspole"16;

— und die Notwendigkeit, „die wesensty-
pischen Funktionen der Stadt"17 durch
die Beseitigung negativer Folgen der
Verstädterung — in den Bereichen der
Umweltbeeinträchtigung, auf dem Ge-
biet der allgemeinen Wohnbedingungen,
im Bereich der sozialen und technischen
Infrastrukturversorgung — wiederherzu-
stellen.

Verschärfung räumlicher Disfunktionen

Einer solchen Aufwertungsforderung
stehen nach dem Scheitern weitgehender
Eingemeindungspläne zunächst die mit
der Erscheinung der Stadtrandverdrän-
gung verbundene Verschlechterung der
Einkommensstruktur kernstädtischer Be-
wohner und die daraus resultierende Kon-
sequenz von Steuerverlusten gegenüber18.

Der abwanderungsbedingte „Qualitäts-
verlust" der Einwohnerstruktur mindert
aber nicht nur das kernstädtische Investi-
tionsvolumen in entsprechenden Aufwer-
tungsmaßnahmen, sondern zugleich die
örtlich gebundene Privatinitiative und
private Investitions- und Konsumtions-
kraft.

Das Umland ist nicht nur bevorzug-
ter Wohnstandort. Neben Produktions-
und Handelsbetrieben, die wegen mangel-
hafter Erweiterungsmöglichkeiten ihre
Standorte ins Umland verlagern, folgen
insbesondere größere Verwaltungen und
Betriebe, die hochwertige Technologie
und Wissenschaft produzieren, den Be-
wohnern in die sozial aufgewerteten
Wohngebiete am Stadtrand bzw. im Um-
land. 19

Damit ist nicht nur die kernstädtische
Wohnfunktion gefährdet, zugleich be-
schleunigt sich der Prozeß einer räum-
lich erweiterten, segregierten und zu-
nehmend disfunktionalen Reorganisa-
tion der Verteilung von Nutzungen
und Bevölkerung der gesamten Agglome-
ration. Folge sind überproportionale
Kosten individueller und gesamtgesell-
schaftlicher Art zur Aufrechterhaltung
der gesamtstädtischen Funktionszusam-
menhänge. Nicht nur die kommunale
Planung, auch der Anspruch der Regio-
nalplanung, die in Hannover bereits seit
1962 in Form des Großraumverbandes
institutionalisiert ist, scheitert weitge-
hend bei dem Versuch, eine räumlich-
funktionale Arbeitsteilung nach rationa-
len Kriterien - losgelöst von lokalen
Einzelinteressen - durchzusetzen. Je wei-
ter sich die Regionalplanung des Groß-
raumverbandes von dem Anspruch löste,
„lediglich" zwischen den konkurrieren-
den Interessen in bezug auf die propor-
tionale und sozialorientierte Verteilung
vorhandener Ressourcen zu vermitteln,
desto eher übernahm sie die Funktion,
anonyme wachstumspolitische Interessen
des Gesamtraumes in Konkurrenz zum
übrigen Land und anderen Agglomeratio-

nen zu realisieren.2O
Angesichts des rückläufigen Massen-

wohnungsbaus und zunehmender Be-
schränkung des Neubauvolumens auf
Einzelbauvorhaben und Wohnformen
mit z.T. geringer Dichte bei gleichzeitig
vorhandenem Baulandüberhang - insbe-
sondere in den Umlandgemeinden21 -
wird der Versuch der siedlungsstrukturel-
len Steuerung mit dem Instrument der
Regionalplanung zunehmend ineffizient.

Gegenwärtig drohen alle Modelle zu
scheitern, die auf der Ebene der Region
und unter Beibehaltung der kommuna-
len Eigenständigkeit von Kernstadt und
Umlandgemeinden versuchen, die Proble-
me disfunktionaler räumlicher Arbeits-
teilung zu lösen. Eine Phase der erneuten
Diskussion über großzügige Eingemein-
dungen ist absehbar.

Reduzierte Versorgungsleistungen; Ge-
fährdung der Reproduktion der Arbeits-
kraft?

Im Zuge krisenhafter Wirtschaftsent-
wicklung erhöhen sich die Einkommens-
disparitäten zwischen den Klassen und
Schichten. Über den Mechanismus quali-
tativ und quantitativ unterschiedlicher
Wohnungsteilmärkte schlagen sich diese
Disparitäten in Form einer sich verschär-
fenden räumlichen Segregation nieder:

Während sich die Wohnungsnachfrage
der in ihrer Mietzahlungsfähigkeit zuneh-
mend eingeschränkten Bewohner auf die
traditionell von Arbeitern bewohnten Alt-
bauquartiere sowie Gebiete des frühen so-
zialen Wohnungsbaus konzentrieren, hält
die Abwanderung einkommensstärkerer
Schichten in bevorzugte Lagen innerhalb
der Stadt und des Umlandes an.

Diese Abwanderung ist weder als
„Stadtflucht" noch als „freiwillige Mobi-
lität" zu unterschätzen. Vielmehr han-
delt es sich bei ihr um einen Verdrän-
gungsprozeß, insofern als die Bewohner
ihre erweiterten und veränderten Wohn-
bedürfnisse nicht mehr in ihrer vertrau-
ten Umgebung realisieren können.22 Der
Renditedruck verhinderte in den city-
nahen Stadtquartieren nicht nur den
Wohnungsneubau, sondern reduzierte
den Wohnungsbestand durch Abbruch
und Zweckentfremdung und förderte
die Praxis spekulativer Überbelegung.

In den Gründerzeit-Vierteln stehen
keine Wohnungen leer, die Nachfrage
nach Wohnungen ist ungebrochen hoch.
Im Innenstadtbereich Hannovers müßten
allerdings etwa 5.000 Wohnungen bis
1985 neu errichtet werden, um — ange-
sichts der erweiterten Wohnbedürfnisse
den gegenwärtigen Bevölkerungsstand zu
halten.23

Die Stadt ist bei verschlechterter Ein-
kommenssituation zunehmend gezwungen,
in die Verbesserung und Sicherung der
Wohnverhältnisse kristenbelasteter Be-
wohner zu investieren, um Disfunktio-
nen abzumildern und die Gefahr von
Abwehrkämpfen zu bannen.

Eine wesentliche Abhängigkeit und
Einengung des kommunalen Handlungs-
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Hannover für den sozialen Wohnungsbau
1961-1982

Spielraumes liegt daher in der wohnungs-
politischen Determination ihrer Maßnah-
men begründet.
In Verfolgung ihres Oberzieles „Verhin-
derung von Abwanderung der Mittel-
schichten" verharrt die Stadt hinsicht-
lich der Wohnentwicklung im vorgege-
benen bundespolitischen Rahmen.

Zugleich übernimmt sie deren Prä-
missen, wonach vor allem eine wachsen-
de Einkommenselastizität die Realisie-
rung steigender Wohnstandards sichert
und die weitere Privatisierung des Woh-
nungsneubaus sowie der Modernisierung
von Altbauten ermöglichen würde.

Zentrale These dabei ist die kontinu-
ierliche Durchlässigkeit der einzelnen
Wohnungsteilmärkte, so daß die Bewoh-
ner von einem Teilmarkt zum nächsthö-
heren überwechseln können: Der verstärk-
te Bau von Eigenheimen in der Stadt sei
deshalb vertretbar, weil dadurch preiswer-
te Altbau- und Sozialwohnungen frei
würden. Entsprechend dieser Logik wird
bundesweit sogar ein Leerwohnungsbe-
stand „minderwertiger" Wohnungen
vorausgeschätzt.24

Demgegenüber wird die Kluft zwischen
demjenigen Teil der Bevölkerung, der bei
stagnierenden Realeinkommen (vgl. Abb.
9) und vermindertem Angebot billiger
Wohnungen trotz Wohngeldes Einschrän-
kungen im Lebensstandard hinnehmen
muß und denjenigen Bewohnern wach-
sen, die ihre Wohnungsversorgung über
Eigentumsbildung sichern können.

Diese Entwicklung findet in den we-
sentlichen kommunalen Maßnahmen im
Wohnungssektor ihren Niederschlag.
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Modernisierung als Aufwertungsstrategie
in Altbau-Quartieren

Seit Mitte 1974 erfolgt eine sprunghaf-
te Zunahme öffentlich geförderter Altbau-
modernisierung (vgl. Abb. 6), die zunächst
entsprechend ihrer konjunkturpolitischen
Funktion in Abhängigkeit jeweils unter-
schiedlicher Finanzierungsprobleme
schwankt.

Hauptnutznießer bleiben die Wohnungs-
baugesellschaften, die vor allem den Be-
stand ihrer Mietwohnungen aus der Vor-
kriegszeit sowie der 50er Jahre moderni-
sieren.

Infolge dieser Modernisierungen nähern
sich die relativ günstigen Mieten dieses
Bestandes an die derzeitige Bewilligungs-
miete von 4,80 DM/qm Wohnfläche im
Sozialen Wohnungsbau an.

Wo sich der Altbaubestand in Händen
älterer Eigentümer befindetest die Investi-
tionsbereitschaft zugunsten von Instand-
setzung und Modernisierung wegen der
Langfristigkeit des Kapitalumschlages
und der damit verbundenen Unbequem-
lichkeiten gering. ,

Die Aufnahme öffentlicher Moderni-
sierungsdarlehen nach dem Wohnungsmo-
dernisierungsgesetz wird von vielen Haus-
eigentümern nicht nur aus Unkenntnis
und Angst vor zuviel Bürokratie vermie-
den; vielmehr wird die Modernisierung
durch Auszug frei gewordener Wohnun-
gen bevorzugt, um anschließend von
den neu zu begründenden Mietverhältnis-
sen Höchstmieten verlangen zu können.
Für diese Praxis, die unvorhergesehene
Kündigungen nutzt, sind die Antrags-
und Bearbeitungsfristen für mieterbegün-
stigende öffentliche Modernisierungszu-
schüsse zu lang. Der Haus- und Grund-
eigentümerverein hält seine Mitglieder an,
ohne öffentliche Darlehen zu moderni-
sieren und allein die derzeit günstigen
Kapitalmarktmittel einzusetzen, um die
renditehemmende Praxis öffentlicher
Modernisierung zu umgehen.25

In bestimmten Vorzugslagen trägt die-
se Praxis einer kurzfristig profitablen
Modernisierung dazu bei, billigen Wohn-
raum zu verknappen. In die gleiche Rich-
tung wirkt der Austausch „immobiler"
älterer Eigentümer durch die Förderung
der Eigentumsbildung an Altbauwohnun-
gen, von der insbesondere jüngere Mittel-
schichtenangehörige profitieren.

Andererseits lastet auf den Altbau-
wohnungen ein umso geringerer Investi-
tionsdruck, je knapper diese werden. So
erzielt ein Teil der Eigentümer durch
Überbelegung kurzfristig Maximalrendi-
ten und entzieht diese Wohnungen der
Aufwertungsstrategie der Stadt. In die-
sen Gebieten versucht die Stadt, die Ver-
slumungstendenz durch gezielte Aufwer-
tungsmaßnahmen zu durchbrechen: dazu
gehört auch die Methode, einzelne Häu-
ser an modernisierungsinteressierte Speku-
lanten zu veräußern.26

Die Kommune ist gegenüber der Ten-
denz zur Anpassung des Altbaumieten-
niveaus an die Neubaumieten nicht ein-
fach hilflos, sie investiert ihre Mittel in

die citynahen Sanierungsgebiete der Grün-
derzeit mit den Zielen,
— Mittelschichtenbewohner, nicht zuletzt

als Konsumenten der City, zu halten
bzw. zurückzugewinnen,

— Verkehrsschneisen zu schlagen, um die
City mit den Stadtrandbewohnern bes-
ser zu verbinden,

— die Ausdehnung der Cityfunktionen
selbst zu ermöglichen.

Privatisierung des Wohnungsneubaues und
Flächen-Ausverkauf: Einfamilienhaus-
programme

Von den Einfamilienhaussonderpro-
grammen ist ebenfalls keine Lösung der
Abwanderungs- und Segregationserschei-
nungen zu erwarten.

Lediglich 20% der Stadtumlandwande-
rer begründen Wohnungseigentum.27
Wenn auch die Nachfrageentwicklung
nach Wohnungseigentum schwer abzu-
schätzen ist (auch die Bausparsummen lie-
fern nur unsichere Anhaltspunkte), so ist
doch zu vermuten, daß die Haushalte, die
für Eigentumsmaßnahmen in Frage kom-
men, nicht beliebig vermehrbar sind.
„ Die Baulandpreise innerhalb des Stadt-
gebietes sind teurer als die des Umlandes
oder bewirken als politische Preise Ein-
nahmeverluste; fraglich ist auch, ob die
erhofften Steuereinnahmen die erforder-
lichen Investitionen rechtfertigen, wenn
man die jahrelangen steuerlichen Abset-
zungsmöglichkeiten der Bauherren be-
rücksichtigt.

Von der Flächenausweisung her erge-
ben sich Widersprüche: entweder die Ein-
familienhausgebiete füllen die steckenge-
bliebenen Großsiedlungen auf oder ge-
fährden aufgrund geringerer Dichte bzw.
Einwohnerzahlen als ursprünglich vorge-
sehen die infrastrukturelle Auslastung
dieser Gebiete. Oder aber sie liegen los-
gelöst von geschlossenen Siedlungen und
ziehen infrastrukturelle Versorgungsan-
sprüche nach sich und verdrängen andere
Nutzungen.

Die Einfamilienhausprogramme orien-
tieren sich einseitig an bestimmten Ein-
kommensgruppen und erhöhen deren
Privilegien durch ein erweitertes Woh-^
nungsangebot. So wurde in Hannover
— wie in anderen Städten auch — bei
der Vergabe billigen Baulandes auf die
Berücksichtigung sozialer Kriterien, wie
z.B. Einkommensgrenzen, Veräußerungs-
sperrfrist oder Ansässigkeitsdauer, ver-
zichtet.

Der Nachrückeffekt unterer Einkom-
mensschichten in die dadurch gegebenen-
falls frei werdenden Wohnungen erscheint
angesichts rückläufiger Mietzahlungsfähig-
keit überhaupt nicht gewährleistet.

Aufgabe sozialer Illusion: Die Wohnwert-
miete

Die finanzierungsbedingten, zum Teil
erheblichen Mietpreisunterschiede im Be-
stand der Sozialwohnungen (vgl. Abb. 7)
werden nicht nur durch Modernisierungs-
maßnahmen angeglichen, sondern sind
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auch zunehmend Angriffspunkt in der
offiziellen wohnungspolitischen Diskus-
sion, die insoweit an das Schlagwort von
der „Fehlbelegung" anknüpft.

Über die sogenannte Wohnwertmiete
sollen die derzeit relativ preisgünstigen
Mieten des älteren Sozialwohnungsbe-
standes zur Nachfinanzierung der vor-
programmierten Mietpreissteigerungen
des jüngeren Sozialwohnungsbestandes
herangezogen werden.

Da sich auch die Stadt seit 1967 zu-
nehmend an der Finanzierung der So-
zialwohnungen sowie gegenwärtig an der
erforderlichen Nachfinanzierung betei-
ligt hat, sind ihre finanziellen Ressour-
cen zunehmend im Wohnungsbestand
eingefroren.28 Angesichts dieser Situa-
tion plädiert denn auch Hannovers
Stadtbaurat Adrian für die Einführung
der Wohnwertmiete:

„Das einleuchtendste und am ehesten
realisierbare Modell ist (die Wohnwert-
miete). Die Miete wird nach der Quali-
tät der Wohnung festgesetzt und löst
die Kostenmiete ab. Sie erlaubt den
Ausgleich zwischen älteren und billigen
und neueren und teureren Wohnungen
und sie erlaubt durch Anpassung an die
allgemeine Einkommensentwicklung in
begrenztem Umfang die Mobilisierung
früher investierten Kapitals."29

Damit machen sich die Kommunen
zum Vorkämpfer eines Abbaus billiger
Mietwohnungen, der allerdings politisch
erst noch durchzustehen wäre. Diese Ge-
biete bergen den eigentlichen wohnungs-
politischen Sprengstoff der nächsten
Jahre in sich. „Hier wird und muß es
sich erweisen, wie weit es gelingt, den
Kern der organisierten Facharbeiter
und Angestellten innerhalb eines solchen
politisch-autoritären und ökonomisch-
liberalistischen Modells von. Politik und
Wohnungspolitik bei der Stange zu hal-
ten."30

Wohnungspolitik zwischen Eigentums-
förderung und Sozialfürsorge

Eine besondere Gefährdung der Dop-
pelfunktion der Großstädte als Wachs-
tumspole und Wohnstandort liegt dem-
nach gegenwärtig in den Auswirkungen
der Wohnungspolitik begründet.
Die Disfunktion städtischer Strukturen
und die lokale sowie schichtenspezifi-
sche Unterversorgung mit Wohnraum
sind weitgehend der langfristig betriebe-
nen „Liberalisierung" des Wohnungs-
marktes geschuldet.

Der ideologisch bedingten Reduzie-
rung der Subventionsformen auf die
Förderung von Eigentumsmaßnahmen
liegt die Prämisse wachsender Realein-
kommen der Haushalte und entsprechen-
de Elastizitäten für Wohnzwecke zugrun-
de, die angeblich eine Realisierung stei-
gender Wohnstandards sichern und die
weitere Privatisierung der Lösung der
Wohnungsfrage ermöglichen soll.

Liegt dieser Politik bereits die Hin-
nahme der Wechselbeziehung unterschied-
licher Wohnqualitäten und Einkommen

zugrunde, so scheitert nunmehr auch ihr
Anspruch auf vertikale Durchlässigkeit
der einzelnen Wohnungsteilmärkte an der
krisenbedingten Stagnation der Reallöhne
und -einkommen eines Großteils der Be-
völkerung.

Unter diesen Bedingungen erzwingt die
Sicherstellung des versorgungs- sowie kon-
junkturpolitisch notwendigen Ersatzwoh-
nungsbaus und der Modernisierung der
Altbausubstanz eine Manipulation der
Konsumpräferenzen der einzelnen Haus-
halte zugunsten des Wohnens. Die allge-
meine Nivellierung des Mietenniveaus un-
terschiedlicher Teilmärkte durch Über-
wälzung der Modernisierungskosten auf
die Mieter sowie die Heranziehung von
Sozialmietern früherer Jahrgänge zur Fi-
nanzierung von Neubauwohnungen soll
die Durchlässigkeit einzelner Wohnungs-
teilmärkte erzwingen.

Die dargestellten kommunalen Maß-
nahmen auf dem Wohnungssektor voll-
ziehen die Widersprüche staatlicher Woh-
nungspolitik.

Im Ergebnis produziert diese Politik
auf der einen Seite „individuelle Wohn-
formen" und, während der Soziale Woh-
nungsbau zum Erliegen kommt, wird ein
Bauprogramm minderwertiger Qualität
immer notwendiger: die Diskussion um
den Bau von „Schlichtwohnungen" hat
in der BRD gerade erst begonnen.
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gebot an privaten Miet- und Eigentumswoh-

- nungen wieder mehr Sozialwohnungen hin-
zuzufügen, um soziale und regionale Dis-
krepanzen zu verhindern.

14) Hannover aus der Sicht seiner Bewohner,
Ergebnisse einer Repräsentativerhebung
1969/70, Teil 1 bis 4, Hrsg. Landeshaupt-
stadt Hannover, Referat für Stadtentwick-
lung, Hannover 1971

15) Bundesweit standen nahezu 300.000 Woh-
nungen leer, in Hannover zeitweise über
1.000. Im März 1974 schrieb die Hanno-
versche Allgemeine Zeitung: „Rund 850
moderne Neubauwohnungen stehen leer.
Gleichzeitig suchen 4.500 Beschäftigte,
große Familien, Ausländer, alte Menschen
händeringend nach einer preiswerten Blei-
be." (HAZ, 2.3.74)

16) H. Abreß, a.a.O., S. 35
17) Ebd.
18) Die Stadt Hannover hatte seit der Einfüh-

rung des Gemeindeanteils an der Einkom-
menssteuer im Jahre 1970 bei der Fort-
schreibung der Schlüsselzahlen erhebliche
Einnahmeeinbrüche: 1972 (aufgrund der
Steuerstatistik des Jahres 1968) 6 Mio. DM
und 1975 (aufgrund der Ergebnisse der Sta-
tistik 1971) 26 Mio. DM. Vorausberech-
nungen der Auswirkungen neuer Schlüssel-
zahlen für 1978 auf der Basis der Steuer-
statistik von 1974 prognostizieren der
Stadt (bei gleichbleibenden Sockelbeträ-
gen) Einnahmeverluste in Höhe von 25
Mio. DM. Einnahmeeinbußen treten auch
bei einer etwaigen Festsetzung von Schlüs-
selzahlen ohne Sockelbegrenzung auf. (Vgl.
Mifrifi 1976, Finanzplan-Investitionspro-
gramm, Hrsg. Landeshauptstadt Hannover,
Stadtkämmerei, Hannover 1977, S. 7 und
I. Tornow, Die Auswirkungen neuer
Schlüsselzahlen ...; in: Statistische Monats-
hefte Niedersachsen 2/1976, S. 31 ff.)

19) So verlagerten sich die Verwaltungen von
Preussag, der Brigitte-Elwerat, verschiede-
ner Versicherungen sowie die Landesver-
sicherungsanstalt mit Tausenden von Ar-
beitsplätzen an die Endstation der Stadt-
bahn am Mühlenberg, in Lahe und Laatzen.
Im Nobelquartier Bennerode produzieren
der Zeitungskonzern Madsack sowie künf-
tig IBM.

20! Vgl. E. Güldenberg / H. Ganseforth, Zur
Situation der Regionalplanung in Ver-
dichtungsräumen, in: der landkreis 12/
1977

21) Die Baulandbilanz des Großraumes Hanno-
ver weist derzeit 34.700 Wohneinheiten in
rechtskräftigen Bebauungsplänen (§30 .
BBauG) und Baulücken (§34 BBauG) aus.
Die entsprechende Anzahl in Flächennut-
zungsplänen beträgt 68.950 Wohneinheiten.

22) Den Trend, die veränderten Wohnwünsche
im vertrauten Quartier zu realisieren, bele-
gen: J. Baldermann u.a., Wanderungsmotive
und Stadtstruktur. Empirische Fallstudie

Fortsetzung auf S. 12
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